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Haus & Grund und GdW nehmen nicht am Wohngipfel teil 

Deutschland braucht ein neues Versprechen für bezahlbares Wohnen 

 

Berlin – Die Baukrise in Deutschland verschärft sich Tag für Tag und erreicht immer mehr die Mitte 

der Gesellschaft. Wohnungssuchende sind verzweifelt, doch ernst zu nehmende politische 

Maßnahmen bleiben aus. Deshalb werden der Eigentümerverband Haus & Grund Deutschland sowie 

der GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen nicht an dem 

Wohngipfel von Bundeskanzler Olaf Scholz am Montag, den 25. September 2023, teilnehmen. 

Angesichts der dramatischen Situation kann es nicht sein, dass in aller Eile bei einem – in erster Linie 

öffentlichkeitswirksamen – Termin im Kanzleramt wieder nur ein Paket mit kleinteiligen Maßnahmen 

präsentiert wird, an dem die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft als ausführende Akteure nicht 

grundsätzlich mitwirken konnten. 

 

Dr. Kai Warnecke, Präsident Haus & Grund Deutschland: 

 

„Wir müssen feststellen, dass den privaten Immobilieneigentümern mehr und mehr Steine in den Weg 

gelegt werden: Es wird ein Gebäudeenergiegesetz verabschiedet, das jeden Eigentümer noch weiter 

unter Druck setzt; die EU arbeitet auf Wunsch und mit Unterstützung der Bundesregierung an 

Zwangssanierungen; die Förderpolitik ist realitätsfremd; das Mietrecht wird seit Jahren ausschließlich 

zulasten der Vermieter verschärft und der CO2-Preis wird – obwohl als Lenkungsinstrument durch das 

GEG entbehrlich – nicht an die Bürgerinnen und Bürger erstattet. Diese Politik wird im Bündnis 

bezahlbarer Wohnraum völlig ausgeblendet. Deswegen können wir der nur ausschnittartigen 

Bilanzierung der Bundesregierung nicht zustimmen.“ 

 

Axel Gedaschko, Präsident des GdW: 

 

„Wir wollen uns als Verband nicht aus dem Bündnis zurückziehen. Ganz im Gegenteil: Wir wollen 

weiter intensiv mitarbeiten wie bisher. Aber Deutschland braucht jetzt ein neues wahrhaftiges 

Versprechen für bezahlbares Wohnen für die Mitte der Gesellschaft. Der GdW ist seit Jahrzehnten der 

verlässliche Partner für Gesellschaft und Politik als Garant für bezahlbaren Wohnraum. Deshalb 

wollen wir mitarbeiten und um die beste Lösung streiten. Der anstehende ‚Bündnis-Tag‘ und die 

‚Bündnis-Spitzenrunde‘ bieten jedoch keine Gelegenheit für ein solches Ringen um den besten Weg. 

Er soll vielmehr ein Zeichen für die erfolgreiche Arbeit des Bündnisses sein. Ein solches Zeichen 

können und wollen wir in der aktuellen Situation nicht setzen, weil es realitätsfern ist. 

 

Die Baugenehmigungen sind im Juli um 31 Prozent gegenüber dem Vorjahr eingebrochen, die Kosten 

laufen völlig aus dem Ruder. Zwar sind aus dem Bauministerium einige Impulse gekommen, was 

Förderung, Baulandpolitik und Baukosten angeht. Doch dies ist angesichts der gewaltigen Dimension 

der Belastung zu wenig. Zudem ziehen leider zu wenige Akteure in Bund und Land mit. Wir würden 

uns freuen, wenn der Bund sowie einige Länder und Kommunen dem Vorbild beispielsweise von 

Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen und Bayern folgen würden, die erfolgreiche 

Maßnahmen gegen die Bau- und Wohnkrise ergriffen haben. Deshalb wiederholen wir als Wohnungs- 

und Immobilienwirtschaft nochmals unsere Vorschläge, deren Ziel ein neues Segment des 

bezahlbaren Wohnens mit Mieten zwischen rund 9 und 12 Euro pro Quadratmeter und Monat ist. 

Dafür sind zwei zentrale Maßnahmen notwendig: eine Senkung der Mehrwertsteuer von 19 auf 7 

Prozent für dieses neue Segment sowie breit angelegte staatliche Förderdarlehen mit einem Zinssatz 

von 1 Prozent.“ 

 


